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(Nr. 9747.) Geſetz, betreffend die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen 
und kirchliche Aufgebote im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden. 
Vom 16. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, was folgt: 


Artikel 1. 
Das anliegende Kirchengeſetz, betreffend die Aufhebung von Stolgebühren 


ii für Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote im Amtsbezirke des Konſiſtoriums 


zu Wiesbaden, vom 15. Juni 1895 wird, ſoweit es eine Belaſtung der 
Kirchengemeinden zu Gemeindezwecken anordnet ($$. 3 bis 5 und H. 10 Abſatz 2), 
auf Grund des Artikels 26 Abſatz 2 des Geſetzes vom 6. April 1878 Geſetz— 
Samml. S. 145) hierdurch beſtätigt. 


Artikel 2. 

Die nach F. 2 Abſatz 1 des Kirchengeſetzes zu faſſenden Beſchlüſſe der 
kirchlichen Gemeindeorgane bedürfen zu ihrer Gültigkeit nicht der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde (Artikel 32 Nr. 4 des Geſetzes vom 6. April 1878). 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. Juni 1895. 
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Artikel 3. 


Dem nach F. 10 des Kirchengeſetzes zu bildenden landeskirchlichen Fonds 
wird vom 1. April 1895 ab zur Gewährung von Beihülfen an Kirchengemeinden, 
welche Entſchädigungsrenten für aufgehobene Stolgebühren durch Umlage auf 
bringen müſſen, ſeitens des Staates eine dauernde, vierteljährlich im Voraus 
zahlbare Rente im Betrage von jährlich 2000 Mark überwieſen. 


Artikel 4. 


Gegen die nach den $$. 7 und 9 des Kirchengeſetzes zu treffenden Feſt⸗ 
ſetzungen iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen, ſoweit es ſich nicht um die Verfolgung 
der im F. 9 erwähnten Rechte ſolcher Geiſtlichen oder Kirchenbeamten handelt, 
welche ſich zur Zeit des Inkrafttretens des Kirchengeſetzes im Amte befinden. 

Wird einer außergerichtlich oder gerichtlich geltend gemachten Forderung 
auf Stolgebühren der Einwand entgegengeſetzt, daß dieſelben nach den $$. 1 
und 2 Abſatz 1 des Kirchengeſetzes aufgehoben ſeien, fo iſt darüber eine Ent⸗ 
ſcheidung im Rechtswege nur alsdann zuläſſig, wenn vorher die Entſcheidung 
des Konſiſtoriums in Gemäßheit des §. 2 Abſatz 2 ergangen iſt. Die Friſt zur 
Beſchreitung des Rechtsweges beträgt dreißig Tage; fie beginnt mit der Zuſtellung 
der Entſcheidung des Konſiſtoriums. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 16. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
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Anlage. 


Kirchen geſetz, 
betreffend 


die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen und kirchliche 
Aufgebote im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden. 


Vom 15. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden mit Zuſtimmung 
der Bezirksſynode, und nachdem durch Erklärung des Staatsminiſteriums feſt⸗ 
geſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von Staatswegen Nichts zu erinnern 
iſt, was folgt: 


N Ge: 
Die Verpflichtung zur Entrichtung von Stolgebühren für Taufen und 
Trauungen in ortsüblich einfachſter Form, ſowie für Aufgebote wird aufgehoben. 


$. 2. 

Was in den einzelnen Gemeinden nach den beſtehenden Taxſätzen als orts⸗ 
üblich einfachſte Form der Taufen und Trauungen zu gelten hat, wird, ſofern 
ſich hierüber Zweifel ergeben, durch Beſchluß der Gemeindeorgane feſtgeſtellt. 
Dieſer Beſchluß bedarf der Genehmigung des Konſiſtoriums. 

Entſteht im einzelnen Falle darüber Streit, ob eine Gebühr ungeachtet 
der Beſtimmungen des §. 1 zu entrichten iſt, fo entſcheidet der Kreisſynodal⸗ 
vorſtand nach Anhörung des Kirchenvorſtandes und auf erhobene Beſchwerde 
das Konſiſtorium. Dieſe Beſchwerde iſt nur binnen dreißig Tagen nach Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung des Kreisſynodalvorſtandes zuläſſig. Eine weitere 
Beſchwerde findet nicht ſtatt. 

§. 3. 

Die Stellen der Geiſtlichen und übrigen Kirchenbeamten ſind für den 
Ausfall an Einnahmen, welcher ihnen durch die im §. 1 vorgeſehene Aufhebung 
der Gebühren erwächſt, von der Kirchengemeinde durch eine Rente nach Mage 
gabe der $$. 6 und 8 zu entſchädigen. 

Die Rente iſt vierteljährlich im Voraus zahlbar. 
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$. 4. 

Die Höhe der Entſchädigungsrente beſtimmt ſich nach dem Durchſchnitt 
der Solleinnahme aus den aufgehobenen Gebühren für die in den Jahren 1890, 
1891 und 1892 vollzogenen Handlungen. 

Iſt dieſe Durchſchnittseinnahme nicht mehr zu ermitteln, ſo iſt die Höhe 
der zu gewährenden Entſchädigungsrente unter Berückſichtigung der örtlichen 
Verhältniſſe und der Zahl der in den angegebenen Jahren überhaupt vorgekommenen 
Fälle von Taufen und Trauungen durch Schätzung zu finden. 


$ 5. 

Von fünf zu fünf Jahren kann eine neue Feſtſtellung des für die Folgezeit 
zu erſetzenden Ausfalles von dem Konſiſtorium, dem Bezugsberechtigten oder dem 
Kirchenvorſtand mit der Wirkung verlangt werden, daß die feſtgeſtellte Ent⸗ 
ſchädigungsrente der Kirchengemeinde erhöht oder gemindert wird, wobei die 
Stolgebührenfälle der letzten drei Jahre zu Grunde zu legen ſind. 

Eine Veränderung der Entſchädigungsrente iſt nur dann ſtatthaft, wenn 
dieſelbe ſich mindeſtens auf einen Betrag von fünf Prozent der früheren Rente beläuft. 


F. 6. 

Solchen Kirchengemeinden, in welchen zur Aufbringung der Entſchädigungs⸗ 
rente in Ermangelung eines ausreichenden verfügbaren Ueberſchuſſes der Kirchen⸗ 
kaſſe eine Umlage ausgeſchrieben oder erhöht werden muß, wird aus dem im 
§. 10 bezeichneten landeskirchlichen Fonds als Beihülfe ein Zuſchuß gewährt. 
Dieſe Beihülfe beſteht in demjenigen Theile der von einer Gemeinde auf⸗ 
zubringenden Entſchädigungsrente, welcher bei einer Vertheilung des jährlichen 
Entſchädigungsbetrages auf die Gemeindeglieder nach Maßgabe des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. S. 175) über den Betrag 
von fünf Prozent des Einkommenſteuerſolls der einkommenſteuerpflichtigen Gemeinde⸗ 
glieder hinausgeht. 

Von fünf zu fünf Jahren kann eine neue Feſtſtellung der für die Folgezeit 
zu gewährenden Beihülfe von dem Konſiſtorium oder dem Kirchenvorſtande 
verlangt werden. 

$. 7. 

Die Feſtſetzung der im F. 4 vorgeſehenen Entſchädigungsrente und der 
nach §. 6 aus dem landeskirchlichen Fonds zu gewährenden Zuſchüſſe erfolgt 
durch das Konſiſtorium. Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen drei Monaten 
nach Zuſtellung der Feſtſetzungsverfügung die Beſchwerde an den Miniſter der 
geiſtlichen 2c. Angelegenheiten zuläſſig. In den Fällen der $$.4 und 5 find 
vor der Entſcheidung des Konſiſtoriums die Betheiligten (Stelleninhaber und 
Kirchenvorſtand), ſowie der Kreisſynodalvorſtand zu hören. 


f $. 8. 
Diejenigen Kirchengemeinden, in welchen ſeither 1) die Kirchenkaſſe die im 
§. 1 dieſes Geſetzes bezeichneten Gebühren an Stelle der berechtigten Geiſtlichen 


„ 


und Kirchenbeamten zu beziehen hatte, oder 2) nach dem 1. Januar 1874 dieſe 
Gebühren freiwillig ganz oder theilweiſe ſeitens der Kirchengemeinde abgelöſt 
find, erhalten gleichfalls aus dem im $. 10 bezeichneten landeskirchlichen Fonds 
eine Beihülfe, welche nach den in den $$. 4 bis 7 dieſes Geſetzes aufgeſtellten 
Grundſätzen zu ermitteln und feſtzuſetzen iſt. 


§. 9. 

Aus Anlaß der Errichtung neuer Pfarrſtellen und von Parochialtheilungen 
können durch die zu dieſen Anordnungen zuſtändigen Behörden auch die Ent⸗ 
ſchädigungsrenten ($. 4) und Beihülfen (F. 6) verhältnißmäßig vertheilt werden, 
jedoch unbeſchadet der etwaigen Rechte der zur Zeit des Inslebentretens dieſes 
Geſetzes im Amte befindlichen Geiſtlichen und ſonſtigen Kirchenbeamten. 


$. 10. 

Behufs Gewährung der in den $$. 6 und 8 vorgeſehenen Beihülfen wird 
ein landeskirchlicher Fonds gebildet, in welchen die ſtaatlicherſeits für die Zwecke 
der Stolgebührenablöſung zu gewährende Rente fließt. 

Sofern die Staatsrente zur Deckung der aus dieſem Fonds zu gewährenden 
Beihülfen nicht hinreicht, iſt der Prozentſatz, bis zu welchem die Gemeinden die, 
Entſchädigungsrente ſelbſt aufzubringen haben (F. 6), durch Beſchluß des Kon⸗ 
ſiſtoriums entſprechend zu erhöhen. ö 

Etwaige Erſparniſſe an der ſtaatlicherſeits zu gewährenden Rente verbleiben 
dem landeskirchlichen Fonds. Ueber die Verwendung dieſer Erſparniſſe zur Er⸗ 
leichterung ärmerer Gemeinden bei Aufbringung der von denſelben zum Zwecke 
der Aufhebung von Stolgebühren zu übernehmenden Entſchädigungsrente beſchließt 
das Konſiſtorium. 

An den in Abſatz 2 und 3 erwähnten Beſchlüſſen des Konſiſtoriums haben 
die Mitglieder des Ausſchuſſes der Bezirksſynode in der im §. 75 der Kirchen⸗ 
gemeinde⸗ und Synodalordnung vom 4. Juli 1877 bezeichneten Weiſe Theil 
zu nehmen. 

8. 145 

Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, 

bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 15. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


(Nr. 9747 9749.) 
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(Nr. 9748.) Verordnung über das Inkrafttreten des Kirchengeſetzes, betreffend die Aufhebung 


von Stolgebühren für Taufen, Trauungen und kirchliche Aufgebote im 
Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden. Vom 17. Juni 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Gemäßheit des $. 11 des Kirchengeſetzes vom 15. Juni 1895, be- 
treffend die Aufhebung von Stolgebühren für Taufen, Trauungen und kirchliche 
Aufgebote im Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, daß das vor⸗ 
bezeichnete Kirchengeſetz mit dem 1. Juli 1895 in Kraft tritt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 17. Juni 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


(Nr. 9749.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Oberrottenbach nach Katzhütte mit Abzweigung nach 
Königſee. Vom 30. Januar 1895. 


Sean Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Her⸗ 
ſtellung einer Eiſenbahn von Oberrottenbach nach Katzhütte mit Abzweigung nach 
Königſee zu Bevollmächtigten ernannt: N 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. Paul Micke, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Friedrich Lehmann, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt: 
Höchſtihren Staatsrath Ferdinand Hauthal, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: ; 


Artikel J. 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Oberrottenbach nach Katzhütte mit Abzweigung nach Königſee für eigene Rechnung 
auszuführen, ſobald ſie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 
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Die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche Regierung geftattet der Königlich 
Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer ausſchließlich in ihr Staats⸗ 
gebiet entfallenden Bahn. 

Artikel II. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo, wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der Bahn, wie 
bezüglich der Anlegung von Stationen etwaige beſondere Wünſche der Fürſtlich 
Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Regierung thunlichſt berückſichtigen will. Jedoch 
bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit 
dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung 
der Stationsanlagen der Fürſtlichen Regierung vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigftellung der Bahn in Folge eintretenden Be⸗ 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Fürſtlichen Regierung angeordnet oder 
genehmigt werden, ſo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger 


Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Fürſtliche Regierung verpflichtet 


ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der 
Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer 
Koſtenaufwand erwächſt, als der für die etwa von der Eiſenbahnverwaltung für 
nothwendig erachtete Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel III. 


Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,435 Meter im Lichten der Schienen betragen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung ift berechtigt, die im Artikel I benannte 
Bahn nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für die Nebeneiſenbahnen 
Deutſchlands vom 5. Juli 1892 und den dazu etwa künftig ergehenden er⸗ 
gänzenden oder abändernden Beſtimmungen herzustellen und demnächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 
Die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche Regierung übernimmt für den 
Fall der Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — 
in Anerkennung der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes hiermit wer- 
knüpften Vortheile — die Verpflichtung: 
1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden der 
Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen 
2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege un- 
entgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Be⸗ 
ſtehens und Betriebes der Bahn zu geftatten; - 
(Nr. 9749.) 
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3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 500 000 Mark, in Worten: „Fünfhunderttauſend Mark /, 
zu gewähren. 


Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, 
Sicherheitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Aenderungen 
von Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den genehmigten Bauplänen oder 
nach den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze 
der benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für 
nothwendig erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß 
von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt 
Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der 
bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur⸗ und Inkonvenienz⸗Entſchädigung 
nicht zu tragen und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei 
von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die 
dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für 
die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. 
Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des 
überwieſenen Geländes zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau⸗ 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und 
Größe, deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich 
angeordneten Anlagen, ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in 
Frage ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. Binnen 
acht Wochen nach Vorlage dieſes Auszuges iſt die Eiſenbahnverwaltung in den 
Beſitz der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer Friſt die 
Ueberweiſung nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugniß zu, 
ohne Weiteres die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke die 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung das Enteignungsrecht rechtzeitig ertheilen wird. Der im Enteignungswege 
für den Grunderwerb u. f. w. erwachſende Aufwand einſchließlich der Koſten des 
Verfahrens iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu erſetzen. 

Der Fürſtlichen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen der Uebertragung 
dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernommenen Verpflichtungen 
auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. ſ. w. mit letzteren ſich zu 
verſtändigen; ſie bleibt indeß auch für den Fall einer derartigen Uebertragung 
für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen Regierung 
verhaftet. e 


— 


Die Hohen vertragſchließenden Regierungen find darin einig, daß die Her- 
ftellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit 
dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtenden Baarzuſchuß iſt die eine 
Hälfte vier Wochen nach Beginn der Bauarbeiten, die andere Hälfte vier Wochen 
nach der Betriebseröffnung ſeitens der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen 
Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung fic demnächſt zu einer Erweite⸗ 
rung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur 
Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, fo wird die Fürſtliche Regierung zwecks Er⸗ 
werbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, 
auf welche fi) die Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrages nicht 
bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht 
bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und 
für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren 
Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Ent⸗ 
eignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen 
Gebiete zur Zeit Geltung haben. Für die Verhandlungen, welche zur Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums oder zur Ueberlaſſung in die Benutzung an den Preußiſchen 
Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, namentlich auch für die Auf 
laſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, 
und tritt im Uebrigen Freiheit von Stempel und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 


Die Genehmigung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in 
den Tarifen für die Bahn keine höheren Normaleinheitsſätze in Anwendung 
kommen, als in den allgemeinen Tarifen für die Bahnſtrecken des angrenzenden 
Preußiſchen Eiſenbahndirektionsbezirks. 


Artikel VD. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der neuen Bahn der Fürſtlich 
Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Regierung vorbehalten. Auch ſollen die an der 
Bahn zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der Fürſtlichen Regierung ſein. 

Der Fürſtlichen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung des ihr 
über die Bahn zuſtehenden Hoheitsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius zu ber 
ſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung 
in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen 
und polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 
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Die Handhabung der Bahnpolizei auf der Bahn erfolgt durch die Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnbehörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich 
Preußiſchen Betriebsverwaltung von den zuſtändigen Fürſtlichen Behörden in 
Pflicht zu nehmen ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt 
hinſichtlich der Bahn den betreffenden Fürſtlichen Organen ob. Dieſelben werden 
den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtädtiſchen Gebiete ftationixt find, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staats⸗ 
angehörigkeitsverhältniſſes. 

Die Beamten der Bahn ſind rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren 
Dienſtvorgeſetzten, beziehungsweiſe den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen 
Staatsregierung, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in 
welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen der⸗ 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Staats⸗ 
gebiets ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, 
falls geeignete Milikäranwärter, unter welchen die Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen 
Staatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten 
Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen 
von den Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Gerichten und — inſoweit nicht Reichs: 
geſetze Platz greifen — auch nach den Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen Landesgeſetzen 
beurtheilt werden. 


Artikel X. 

Die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche Regierung verpflichtet ſich, von 
der Eiſenbahnunternehmung und dem zu derſelben gehörigen Grund und Boden 
keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten 
der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XI. 

Ein Recht auf den Erwerb der Bahn wird die Fürſtlich Schwarzburg⸗ 
Rudolſtädtiſche Regierung, ſo lange die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des 
Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen 
ſpäter Eigenthum und Betrieb an einen Privatunternehmer abgetreten werden, 
ſo bleibt der Fürſtlichen Staatsregierung das Recht vorbehalten, die Bahn nach 
Maßgabe des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 anzukaufen. 
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Artikel XII. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIII. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden, die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll im Wege des 
Schriftwechſels erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Januar 1895. 


(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Hauthal. 
(L. S.) Lehmann. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizivt worden, und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat am 25. Mai 1895 ſtattgefunden. 


(Nr. 9750.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Blankenheim, Düren, Erkelenz, 
Gemünd, Heinsberg, Montjoie, Bonn, Euskirchen, Hennef, Siegburg, 
Adenau, Kirchberg, Mayen, Simmern, Bergheim, München Gladbach, 
Grevenbroich, Neuß, Gerresheim, Mettmann, Elberfeld, Baumholder, Daun, 
Hillesheim, Waxweiler, Prüm, Perl, Wadern, Bitburg und Rhaunen. 
Vom 24. Juni 1895. 


Alf Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Blankenheim gehörige Gemeinde 
Marmagen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Düren gehörigen Gemeinden Eſchweiler 
über Feld und Müddersheim, 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Erkelenz gehörigen Gemeinden Klein: 
gladbach und Doveren, N 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Gemünd gehörige Gemeinde Hellenthal, 
ſowie für die in demſelben Amtsgerichtsbezirke belegenen Bergwerke 
Apollo, Birke am Heidenacker, Bona, Bongard, Eiſenreich, Goldkuhle, 
Hilfahrt, Leienkuhle, Luſtig am Heidenacker, Maria Catharina, Neues 
Hühnerthal, Ploeger, Saturn, Schleiche, Sternenberg, Tambour, 
Taubenberg, Trabant, Verborgenes Glück, Vereinigung, Vertrau auf 
Recht, Vicar, Wintzen, Wohlfahrt, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Heinsberg gehörige Gemeinde Kempen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Montjoie gehörigen Kataſtergemeinden 
Dedenborn und Pleushütte, welche mit den Kataſtergemeinden Ruhrberg 
und Woffelsbach die politiſche Gemeinde Ruhrberg bilden, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bonn gehörige Gemeinde Holzem, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Euskirchen gehörige Gemeinde Gymnich, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hennef gehörige, einen Theil der 
politiſchen Gemeinde Geiſtingen bildende Kataſtergemeinde Geiſtingen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Siegburg gehörige Gemeinde Troisdorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörigen Gemeinden Keſſeling, 
Ueß und Mosbruch, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kirchberg gehörige Gemeinde Dill, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Mayen gehörige Gemeinde Allenz, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Simmern gehörigen Gemeinden 
Benzweiler und Wahlbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bergheim gehörige Gemeinde Gleſch, 
ſowie für die zu demſelben Amtsgerichtsbezirk gehörige, einen Theil der 
politiſchen Gemeinde Königshoven bildende Kataſtergemeinde Königshoven, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts München-Gladbach gehörige Stadt⸗ 
gemeinde München⸗Gladbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grevenbroich gehörige Gemeinde 

Frimmersdorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Neuß gehörige Gemeinde Nievenheim, 

für das in den Bezirken der Amtsgerichte Gerresheim und Mettmann 
belegene Bergwerk Frieda, für welches die Grundbuchanlegung von 
dem Amtsgericht Gerresheim bewirkt wird, 

für die im Bezirk des Amtsgerichts Elberfeld belegenen Bergwerke Jacob, 
Jacob II, Johanne Sophie, Selma, Walter, Rottſiepen, Don Juan, 
Evertſan, Kronenberg, Berg, Friedrichshammer, Hackland, Vorſicht II, 
Neuenhaus, Sudberg, Buſcherhof, 


no 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Baumholder gehörige Gemeinde 
Reichweiler, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Daun gehörige Gemeinde Strohn, 
für die in demſelben Amtsgerichtsbezirk belegenen Bergwerke Ehrenſtein 
und Brück, ſowie für die in den Bezirken der Amtsgerichte Daun und 
Hillesheim belegenen Bergwerke Hinterweiler, Kirchweiler, Hinterweiler II, 
Hinterweiler III, Hortenſia, für welche Bergwerke die Grundbuchanlegung 
von dem Amtsgericht Daun bewirkt wird, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörigen Gemeinden 
Eilſcheid und Euſcheid, für die in demſelben Amtsgerichtsbezirk belegenen 
Bergwerke Andreas, Balesfeld, Beharrlich, Kloſtermann, Kalk, Lierfeld, 
Morsbach, Schönecken, Wohlgemuth, ſowie für die in den Bezirken 
der Amtsgerichte Waxweiler und Prüm belegenen Bergwerke Heusler, 
Lauch, Lüttgen, Roderburg, für welche Bergwerke die Grundbuch— 
anlegung von dem Amtsgericht Warweiler bewirkt wird, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Oberlaſcheid, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Perl gehörige Gemeinde Beuren, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wadern gehörige Gemeinde Ober- 
morſcholz, N 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörige Gemeinde Malberg, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Rhaunen gehörige Gemeinde Morſcheid⸗ 

i Riedenburg 
am 15. Juli 1895 beginnen ſoll. 


Berlin, den 24. Juni 1895. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Geſetz⸗Samml. 1895. (Nr. 9750.) 41 


